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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Übersicht: Die Sicherung des Lebensunterhalts als Erteilungsvoraussetzung für Aufenthaltstitel 

Kapitel 2 Abschnitt 1 – Allgemeines 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 4 Abs. 2 Auf-
enthG 

Aufenthaltserlaubnis (AE) für 
türkische Staatsangehörige 
nach Assoziationsabkommen 
EWG/Türkei 

Nein.  Gilt für türkische Arbeitnehmer*innen, die bereits in 
Deutschland arbeiten und somit dem ARB 1/80 un-
terliegen, sowie deren Familienangehörige. Auch ge-
ringfügige Tätigkeit kann zum Arbeitnehmer*innen-
status führen. § 5 AufenthG ist dann nicht anwend-
bar (vgl.: Allgemeine Anwendungshinweise des BMI 
zu ARB 1/80). 

§ 6 Abs. 1 Auf-
enthG 

Visum für die Durchreise oder 
Flughafentransit („A- und B-Vi-
sum“); Schengen-Visum („C-Vi-
sum“) 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen 
möglich  

§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
 

§ 6 Abs. 3 Auf-
enthG 

Nationales Visum für länger-
fristigen Aufenthalt („D-Vi-
sum“) 

Abhängig vom angestrebten Auf-
enthaltszweck 

Zwingendes Absehen in den 
gesetzlich geregelten Fällen. 
Absehen in atypischen Fällen 
möglich. 

Zwingender Verzicht auf LUS z. B. bei: 

 Familiennachnachzug zu deutschen Staats-
angehörigen (§ 28)  

 Familiennachzug zu anerkannten Flüchtlin-
gen, wenn innerhalb von drei Monaten nach 
Anerkennung beantragt. Wenn später bean-
tragt, Absehen nach Ermessen (§ 29 Abs. 2 
AufenthG. 

 Familiennachzug zu subsidiär Geschützten (§ 
36a Abs. 1 Satz 2 AufenthG) 

§ 7 Abs. 1 Satz 
3 AufenthG 

Aufenthaltserlaubnis (AE) in 
Sonderfällen 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen 
möglich 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
 
 

§ 9 AufenthG Niederlassungserlaubnis (NE) ja  Im gesetzlich festgelegten 
Rahmen 

Ausnahmen z. B. für Menschen, die wegen einer 
Krankheit oder Behinderung nicht in der Lage sind (§ 
9 Abs. 2 Satz 6 AufenthG), sowie minderjährig Einge-
reiste in Ausbildung oder Schule (§ 35 AufenthG) 

§ 9a – c Auf-
enthG 

Erlaubnis zum Daueraufent-
halt-EU 

ja  nein § 9a Abs. 2 Nr. 2 AufenthG 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/migration/anwendungshinweise-assoziationsrecht-ewg-tuerkei.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/migration/anwendungshinweise-assoziationsrecht-ewg-tuerkei.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

 

Kapitel 2 Abschnitt 3 – Aufenthalt zum Zweck der Ausbildung 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 16a  
AufenthG 

AE für Ausbildung In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen mög-
lich 

Als Richtwert gilt 822 Euro monatlich netto bei 

schulischer oder betrieblicher Berufsausbildung 

und 855 Euro monatlich netto bei betrieblicher 

Weiterbildung, die keine Berufsausbildung ist. 

Wenn eine Krankenversicherung nicht aufgrund 

sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung be-

steht (z. B. bei schulischer Ausbildung) und auch 

nicht von Dritten übernommen wird, erhöht sich 

der geforderte Netto-Betrag um 137 Euro monat-

lich. Bei kostenfreier Unterkunft reduziert sich der 

geforderte Betrag um 380 Euro monatlich. Bei 

kostenfreier Verpflegung reduziert sich der gefor-

derte Betrag um 150 Euro monatlich. Das erfor-

derliche Einkommen kann durch Erwerbseinkom-

men oder (auch ergänzend) durch Sperrkonto o-

der Verpflichtungserklärung nachgewiesen wer-

den. Auch BAB zählt zum Einkommen. 

Rechtsgrundlagen: § 2 Abs. 3 S. 5f AufenthG, BMI: 
Anwendungshinweise zum FEG, Nr. 2.3.5.1 ff; Be-
kanntmachung im Bundesanzeiger zu den Werten 
nach § 2 Abs. 3 AufenthG für das Jahr 2025: 
https://t1p.de/et2np; Visumhandbuch: Eintrag 
„Aus- und Weiterbildung“. Die BAföG-Sätze sind 
zum 25. Juli bzw. 1. August 2024 erhöht worden. 
Daher stimmen die konkreten Beträge in den ver-
linkten Anwendungshinweisen und im Visumhand-
buch nicht mehr. 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/migration/anwendungshinweise-fachkraefteeinwanderungsgesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://t1p.de/et2np
https://www.auswaertiges-amt.de/blob/207816/e025d7a51aa0e20f5567c6f7478c8fd6/visumhandbuch-data.pdf
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 3 – Aufenthalt zum Zweck der Ausbildung 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 16b 
 AufenthG 

AE für Studium In der Regel: ja 
 

Absehen in atypischen Fällen mög-
lich 

Als Richtwert gilt 922 Euro monatlich netto. Wenn 

Krankenversicherung von Dritten übernommen 

wird oder bei Erwerbstätigkeit Teil der Sozialabga-

ben ist, reduziert sich der geforderte Netto-Betrag 

um 137 Euro monatlich. Bei kostenfreier Unter-

kunft reduziert sich der geforderte Betrag um 380 

Euro monatlich. Bei kostenfreier Verpflegung re-

duziert sich der geforderte Betrag um 150 Euro 

monatlich. Ansonsten: Siehe zu § 16a. 

§ 16c  
AufenthG 

Aufenthalt ohne Aufenthalts-
titel für bis zu 360 Tage („mo-
bile Studierende“) 

ja nein Als Richtwert gilt 992 Euro  

monatlich netto.  Ansonsten siehe zu § 16a. 

§ 16d  
AufenthG 

AE für Anerkennung einer 
ausländischen Berufsqualifika-
tion 

In der Regel: ja 
 

Absehen in atypischen Fällen mög-
lich 

Als Richtwert gilt 941 Euro monatlich netto. An-

sonsten siehe zu § 16a. 

§ 16e  
AufenthG 

AE für studienbezogenes  
Praktikum-EU 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen mög-
lich 

Als Richtwert gilt 855 Euro monatlich netto. An-

sonsten: Siehe zu § 16a 

§ 16f 
AufenthG 
 

AE für studienvorbereitenden 
Sprachkurs 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen mög-
lich 

Als Richtwert gilt 992 Euro monatlich netto. Wenn 

Krankenversicherung bei sozialversicherungs-

pflichtiger Beschäftigung Teil der Sozialabgaben ist 

oder von Dritten übernommen wird, reduziert sich 

der geforderte Netto-Betrag um 137 Euro monat-

lich. Bei kostenfreier Unterkunft reduziert sich der 

geforderte Betrag um 380 Euro monatlich. Bei 

kostenfreier Verpflegung reduziert sich der gefor-

derte Betrag um 150 Euro monatlich. Ansonsten 

siehe zu § 16a. 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 3 – Aufenthalt zum Zweck der Ausbildung 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 16f  
AufenthG 
 

AE für Sprachkurs, der nicht 
der Studienvorbereitung dient 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen mög-
lich 

Als Richtwert gilt 1.091 Euro monatlich netto. An-

sonsten: Siehe zu § 16f 

§ 16g 
AufenthG 

AE für Ausbildung für Ausrei-
sepflichtige  
(Alternative zur Ausbildungs-
duldung) 

Wenn während der Ausbildung 

BAB bezogen wird: nein  

 

  § 16g Abs.  10 S. 3 AufenthG 

Für § 16g Abs. 5 AufenthG (Zeit 

der Suche einer neuen Ausbil-

dungsstelle oder einer Anschluss-

beschäftigung): nein  

 § 16g Abs. 10 S. 4 AufenthG 

Ansonsten: In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen mög-

lich. 

Als Richtwert gilt 666 Euro monatlich netto. Bei 

kostenfreier Unterkunft oder wenn die Person bei 

den Eltern wohnt, reduziert sich der geforderte 

Betrag um 390 Euro monatlich. Bei kostenfreier 

Verpflegung reduziert sich der geforderte Betrag 

um 150 Euro monatlich. Auch BAB zählt zum Ein-

kommen. 

Rechtsgrundlagen: § 2 Abs. 3 S. 5 AufenthG; § 12 

BAföG; Bekanntmachung im Bundesanzeiger zu 

den Werten nach § 2 Abs. 3 AufenthG für das Jahr 

2025: https://t1p.de/et2np. 

§ 17 Abs. 1  
AufenthG 

AE zur Ausbildungsplatzsuche 
bzw. Studienbewerbung 

ja nein Als Richtwert gilt 1.091 Euro monatlich netto. 

Rechtsgrundlagen: § 2 Abs. 3 S. 6 AufenthG. An-

sonsten siehe zu § 16f. 

  

https://t1p.de/et2np
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 4 – Aufenthalt zum Zweck der Erwerbstätigkeit 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 18a AufenthG AE zum Zweck der quali-
fizierten Beschäftigung 
als Fachkraft mit Berufs-
ausbildung 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG  

§ 18b AufenthG AE zum Zweck der quali-
fizierten Beschäftigung 
als Fachkraft mit akade-
mischer Ausbildung 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
 

§ 18c AufenthG Niederlassungserlaubnis 
für Fachkräfte 

ja Im gesetzlich festgelegten Rahmen Anspruch auf Absehen, wenn sie wegen Krank-
heit oder Behinderung nicht erfüllbar sind bzw. 
waren (§ 18c Abs. 1 S. 1 Nr. 5 i. V. m.  § 9 Abs. 2 
S. 6 AufenthG) 

§ 18d AufenthG AE für Forscher*innen In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
 
 

§ 18e AufenthG Aufenthalt ohne Aufent-
haltstitel zum Zweck der 
Forschung (kurzfristige 
Mobilität) 

ja nein § 18e Abs. 1 S. 1 Nr. 4 AufenthG 

§ 18f AufenthG AE für Forscher*innen 
(langfristige Mobilität) 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
 

§ 18g AufenthG Blaue Karte EU In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
Für die Blaue Karte EU werden zudem be-
stimmte Mindesteinkommen vorausgesetzt. 

§ 19 AufenthG ICT-Karte In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
 

§ 19a AufenthG Aufenthalt ohne Aufent-
haltstitel für kurzfristig 
transferierte Arbeitneh-
mer*innen 

Keine Regelung   
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 4 – Aufenthalt zum Zweck der Erwerbstätigkeit 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 19b AufenthG Mobiler ICT-Karte In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG  
 

§ 19c AufenthG AE für Beschäftigungen in 
sonstigen Fällen 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG  
 

§ 19d AufenthG AE für qualifizierte 
(frühere) Geduldete 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 

§ 20 AufenthG AE zur Arbeitsuche Ja  
 

nein § 20 Abs. 2 S. 1 AufenthG 

§ 20a AufenthG „Chancenkarte“ zur Suche 

von Erwerbstätigkeit oder 

Qualifizierungsmaßnah-

men 

ja nein § 20a Abs. 4 S. 1 AufenthG 

§ 21 AufenthG AE für selbstständige Tä-
tigkeit 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 

§ 21 Abs. 4 Satz 
2 AufenthG 

Niederlassungserlaubnis 
für Selbstständige 

ja nein § 21 Abs. 4 Satz 2 AufenthG 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 5 – Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 22 Satz 1  
AufenthG 

AE zur Aufnahme aus dem 
Ausland 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich 
 

§ 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG, abhängig vom 
Aufnahmebeschluss 

§ 22 Satz 2  
AufenthG 

AE zur Aufnahme aus dem 
Ausland nach Erklärung des 
BMI 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich 
 

§ 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG 
 

§ 23 Abs. 1  
AufenthG 

AE nach Aufenthaltsgewäh-
rung durch die obersten 
Landesbehörden (z.B. „Alt-
fallregelung“) 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich  § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG; abhängig von 
der Aufnahmeanordnung 
 

§ 23 Abs. 2  
AufenthG 

AE nach Aufenthaltsgewäh-
rung bei besonders gela-
gerten politischen Interes-
sen 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG; abhängig von 
der Aufnahmeanordnung 
 

§ 23 Abs. 2  
AufenthG 

NE nach Aufenthaltsgewäh-
rung bei besonders gela-
gerten politischen Interes-
sen 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG; abhängig von 
der Aufnahmeanordnung 
 

§ 23 Abs. 4  
AufenthG 

AE für „Resettlement“ In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG; abhängig von 
der Aufnahmeanordnung 

§ 23a  
AufenthG 

AE in Härtefällen (Härtefall-
kommission) 

Abhängig von der HFK-Rechtsver-
ordnung und dem individuellen 
Härtefallersuchen 

Absehen nach Ermessen möglich § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG;  
§ 23a Abs. 1 AufenthG 

§ 24  
AufenthG 

AE zum vorübergehenden 
Schutz nach Beschluss des 
Rates der EU (Geflüchtete 
aus der Ukraine) 

nein  § 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG 

§ 25 Abs. 1  
AufenthG 

AE für anerkannte Asylbe-
rechtigte 

nein  § 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG 

§ 25 Abs. 2 Alt. 
1 AufenthG 

AE für anerkannte Flücht-
linge 

nein  § 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG 

§ 25 Abs. 2 Alt. 
2 AufenthG 

AE für subsidiär Geschützte nein  § 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

 

 

Kapitel 2 Abschnitt 5 – Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 25 Abs. 3  
AufenthG 

AE bei nationalem Abschie-
bungsverbot 

nein  § 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG  

§ 25 Abs. 4 Satz 1  
AufenthG 

AE zum vorübergehenden 
Aufenthalt aus dringenden 
humanitären oder persönli-
chen Gründen 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG 

§ 25 Abs. 4 Satz 2  
AufenthG 

AE bei Vorliegen einer au-
ßergewöhnlichen Härte 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich  § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG  

§ 25 Abs. 4a  
AufenthG 

AE für Opfer von Men-
schenhandel und Zwangs-
prostitution 

nein  § 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG  

§ 25 Abs. 4b  
AufenthG 

AE für Opfer von Arbeits-
ausbeutung 

nein  § 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG  

§ 25 Abs. 5,  
AufenthG 
 

AE bei rechtlichem oder 
tatsächlichen Ausreisehin-
dernis 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich  § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG  

§ 25a Abs. 1  
AufenthG 

AE für gut integrierte Ju-
gendliche oder Heranwach-
sende nach dreijährigem 
Aufenthalt 

In der Regel: ja Während einer schulischen oder beruf-
lichen Ausbildung oder einem Hoch-
schulstudium schließt die Inanspruch-
nahme öffentlicher Leistungen zur Si-
cherstellung des eigenen Lebensunter-
halts nicht aus. Ansonsten: Ermessen. 

§ 25a Abs. 1 Satz 2 AufenthG,  
§ 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 5 – Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 25a Abs. 2 Satz 1  
AufenthG 

AE für die Eltern der gut in-
tegrierten Jugendlichen o-
der Heranwachsenden 

ja nein 
 

§ 25a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AufenthG 
 

§ 25a Abs. 2 Satz 2  
AufenthG 

AE für die weiteren Kinder 
von Eltern mit AE nach § 
25a Abs. 2 Satz 1 AufenthG 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG 

§ 25a Abs. 2 Satz 3  
AufenthG 

AE für den Ehegatten oder 
Lebenspartner*in der gut 
integrierten Jugendlichen 
oder Heranwachsenden 

ja nein 
 

§ 25a Abs. 2 Satz 3 AufenthG i. V. m.  
§ 25a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AufenthG 
 

§ 25a Abs. 2 Satz 5  
AufenthG 

AE für die Kinder der gut in-
tegrierten Jugendlichen o-
der Heranwachsenden 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG 

§ 25b AufenthG AE bei nachhaltiger In-
tegration („Bleiberechtsre-
gelung“) 

In der Regel „überwiegende“ Le-
bensunterhaltssicherung aus Er-
werbstätigkeit oder positive 
Prognose für künftig vollständige 
Lebensunterhaltssicherung 

Im gesetzlich festgelegten Rahmen § 25a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AufenthG.  
 
Bezug von Wohngeld ist unschädlich. 
 
Vorübergehender Bezug von Sozialleistun-
gen ist in bestimmten Konstellationen un-
schädlich (§ 25a Abs. 1 Satz 3 AufenthG).  
 
Absehen auch von der überwiegenden LUS, 
wenn sie wegen einer körperlichen, geisti-
gen oder seelischen Krankheit oder Behin-
derung oder aus Altersgründen nicht erfüllt 
werden kann. (§ 25a Abs. 3 AufenthG) 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 5 – Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 26 Abs. 3 Satz 1 
AufenthG 

NE für anerkannte Asylbe-
rechtigte und Personen mit 
Internationalem Schutz 
nach 5 Jahren Aufenthalt 

„überwiegende Lebensunter-
haltssicherung“ 

Im gesetzlich festgelegten Rahmen Unter „überwiegender“ Lebensunterhaltssi-
cherung dürfte eine Bedarfsdeckung 50,1 
Prozent zu verstehen sein. 
 
Ausnahmen für Menschen, die wegen einer 
körperlichen, geistigen oder seelischen 
Krankheit oder Behinderung nicht in der 
Lage sind, den Lebensunterhalt zu sichern (§ 
9 Abs. 2 Satz 6 AufenthG i. V. m. § 26 Abs. 3 
Satz 2 AufenthG) sowie für Personen im 
Rentenalter (§ 26 Abs. 3 Satz 2 AufenthG). 

§ 26 Abs. 3 Satz 3 
AufenthG 

NE für anerkannte Asylbe-
rechtigte und Personen mit 
Internationalem Schutz 
nach 3 Jahren Aufenthalt 

„weit überwiegende“ Lebensun-
terhaltssicherung 

keine Unter „weit überwiegender“ Lebensunter-
haltssicherung dürfte eine Bedarfsdeckung 
zu 75 bis 80 Prozent zu verstehen sein. 

§ 26 Abs. 4 Auf-
enthG 

NE für sonstige humanitäre 
Aufenthaltszwecke nach 5 
Jahren Aufenthalt 

ja Im gesetzlich festgelegten Rahmen Ausnahmen für Menschen, die wegen einer 
körperlichen, geistigen oder seelischen 
Krankheit oder Behinderung nicht in der 
Lage sind, den Lebensunterhalt zu sichern (§ 
9 Abs. 2 Satz 6 AufenthG i. V. m. § 26 Abs. 4 
Satz 2 AufenthG) 

§ 104c AufenthG „Chancenaufenthaltsrecht“ Nein 
 
 

 § 104c Abs. 1 S. 1 AufenthG 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 6 – Aufenthalt aus familiären Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 28 Abs. 1 Nr. 1 
AufenthG 

AE für Ehegatten und Le-
benspartner von Deutschen 

In der Regel: nein In atypischen Ausnahmefällen darf 
LU-Sicherung verlangt werden 

§ 28 Abs. 1 Satz 3 AufenthG 
 
„Dies kann in Einzelfällen in Betracht kommen 
bei Doppelstaatern in Bezug auf den Staat, des-
sen Staatsangehörigkeit sie neben der deutschen 
besitzen, oder bei Deutschen, die geraume Zeit 
im Herkunftsland des Ehegatten gelebt und gear-
beitet haben und die Sprache dieses Staates 
sprechen.“ (AVWV AufenthG, Randnummer 
28.1.1.0)  
 
Dies ist jedoch wohl unvereinbar mit der Recht-
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts; Ur-
teil v. 04.09.2012; 10 C 12.12 

§ 28 Abs. 1 Nr. 2 
AufenthG 

AE für minderjährige Kinder 
von Deutschen 

nein  § 28 Abs. 1 Satz 2 AufenthG 
 

§ 28 Abs. 1 Nr. 3 
AufenthG 

AE für Eltern von minder-
jährigen deutschen Kindern 

nein 
 

 § 28 Abs. 1 Satz23 AufenthG 
 

§ 28 Abs. 2  
AufenthG 

NE für Familienangehörige 
von Deutschen 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen mög-
lich 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 AufenthG,  
AVWV AufenthG, Randnummer 28.2.1 

§ 28 Abs. 2  
AufenthG 

Verlängerung der AE bei 
Fortbestehen der familiä-
ren Lebensgemeinschaft 

In der Regel: nein In atypischen Fällen (nur) bei Ehe-
gatten darf LU-Sicherung verlangt 
werden 

§ 28 Abs. 2 Satz 3 AufenthG;  
AVWV AufenthG, Randnummer 28.2.5: 
 
Es gelten die Regelungen der erstmaligen Ertei-
lung. Das heißt: Bei Kindern oder Eltern deut-
scher Staatsangehöriger darf die LU-Sicherung 
nie verlangt werden, bei Ehegatten oder Lebens-
partner*innen nur in besonderen Ausnahmefäl-
len (siehe Anmerkung zu § 28 Abs. 1). Aber 
selbst dies dürfte der Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts widersprechen. 
 
 

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
https://www.bverwg.de/040912U10C12.12.0
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 6 – Aufenthalt aus familiären Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 30 Abs. 1 Auf-
enthG 

AE für Ehegatten oder Le-
benspartner*innen von 
Ausländer*innen 

nein  § 29 Abs. 2 Satz 2 AufenthG 
 
Beim Ehegattennachzug zu anerkannten Flücht-
lingen oder Resettlement-Flüchtlingen, wenn An-
trag auf Ehegattennachzug innerhalb von drei 
Monaten nach Anerkennung gestellt wird. 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 29 Abs. 2 Satz 1 AufenthG 
 
Beim Ehegattennachzug zu anerkannten Flücht-
lingen oder Resettlement-Flüchtlingen, unabhän-
gig von der Drei-Monats-Frist. 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen mög-
lich 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 AufenthG 
in allen anderen Fällen 
 

§ 30 Abs. 3  
AufenthG 

AE bei Fortbestehen der 
ehelichen Lebensgemein-
schaft 

nein  § 29 Abs. 2 Satz 2 AufenthG 
 
Beim Ehegattennachzug zu anerkannten Flücht-
lingen oder Resettlement-Flüchtlingen, wenn An-
trag auf Ehegattennachzug innerhalb von drei 
Monaten nach Anerkennung gestellt wurde. 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 30 Abs. 3 AufenthG 
 
in allen anderen Fällen 

§ 31 Abs. 1 
AufenthG 

AE für eigenständiges Auf-
enthaltsrecht nach Tren-
nung oder Scheidung 
 
 
 
 
 
 

 

nein  § 31 Abs. 4 Satz 1 AufenthG 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 6 – Aufenthalt aus familiären Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 31 Abs. 2  
AufenthG 

AE für eigenständiges Auf-
enthaltsrecht nach Tren-
nung oder Scheidung in 
Härtefällen 

In der Regel: nein „Zur Vermeidung von Missbrauch“ 
kann die Verlängerung versagt 
werden, wenn der Ehegatte „aus 
einem von ihm zu vertretenden 
Grund auf Leistungen nach dem 
Zweiten oder Zwölften Buch Sozi-
algesetzbuch angewiesen ist.“  

§ 31 Abs. 4 Satz 1 AufenthG ;  
§ Abs. 2 Satz 4 AufenthG 

§ 31 Abs. 3 
AufenthG 

NE nach Trennung oder 
Scheidung 

ja keine § 31 Abs. 3 AufenthG 
NE muss erteilt werden, wenn Lebensunterhalt 
des Ehegatten „durch Unterhaltsleistungen aus 
eigenen Mitteln des Ausländers“ gesichert ist 
und dieser eine Niederlassungserlaubnis oder 
eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU besitzt. 

§ 31 Abs. 4  
AufenthG 

Verlängerung des eigen-
ständigen Aufenthalts-
rechts nach erstmaliger Er-
teilung 

In der Regel: ja Ausnahme z. B. bei Unzumutbar-
keit der Erwerbstätigkeit wegen 
Erziehung kleinerer Kinder 
 

§ 31 Abs. 4 Satz 2 AufenthG; 
AVWV AufenthG; Randnummer 31.4 

§ 32 AufenthG AE für minderjährige Kinder 
von Ausländer*innen 

nein  § 29 Abs. 2 Satz 2 AufenthG 
 
Beim Kindernachzug zu anerkannten Flüchtlin-
gen oder Resettlement-Flüchtlingen, wenn An-
trag auf Kindernachzug innerhalb von drei Mona-
ten nach Anerkennung gestellt wird. 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 29 Abs. 2 Satz 1 AufenthG 
 
Beim Kindernachzug zu anerkannten Flüchtlin-
gen oder Resettlement-Flüchtlingen, unabhängig 
von der Drei-Monats-Frist. 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen mög-
lich 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 AufenthG 
 
in allen anderen Fällen 
 
 

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 6 – Aufenthalt aus familiären Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 33 Satz 1 
AufenthG 

AE für im Inland geborene 
Kinder, nur ein Elternteil 
hat eine Aufenthaltserlaub-
nis 

nein Ermessen § 33 Satz 1 AufenthG; 
AVWV AufenthG; Randnummer 33.0 

§ 33 Satz 2 
AufenthG 

AE für im Inland geborene 
Kinder, beide Elternteile o-
der der allein personensor-
geberechtigte Elternteil ha-
ben eine Aufenthaltser-
laubnis 

nein keine § 33 Satz 2 i. V. m. § 33 Satz 1 AufenthG 

§ 34 Abs. 1  
AufenthG 

Verlängerung der AE bei 
Fortbestand der ehelichen 
Lebensgemeinschaft 

nein keine § 34 Abs. 1 Satz 1 AufenthG 

§ 34 Abs. 2 und 3 
AufenthG 

AE als eigenständiges Auf-
enthaltsrecht für volljährig 
gewordene Kinder 

In der Regel ja Ermessen AVWV AufenthG; Randnummer 34.3 
§ 35 Abs. 3 Satz 1 und 2 AufenthG 

§ 35 AufenthG NE für über 16jährige Kin-
der nach fünfjährigem Auf-
enthalt 

ja während Schul- oder Berufsausbil-
dung oder während Hochschulstu-
dium 
 

§ 35 Abs. 1 Nr. 3 AufenthG: 
Ausnahme von der Lebensunterhaltssicherung 
ist zwingend während Schul- oder Berufsausbil-
dung oder während Hochschulstudium 

wegen einer körperlichen, geisti-
gen oder seelischen Krankheit o-
der Behinderung 

§ 35 Abs. 4 AufenthG: 
Ausnahmen von der Lebensunterhaltssicherung 
ist zwingend, wenn sie wegen einer körperli-
chen, geistigen oder seelischen Krankheit oder 
Behinderung nicht erfüllt werden kann. 
 

Ansonsten: Ermessen § 35 Abs. 4 AufenthG: 
Ausnahmen  in allen anderen Fällen nach Ermes-
sen möglich 
 
 

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 6 – Aufenthalt aus familiären Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 36 Abs. 1  
AufenthG 

AE für die Eltern von unbe-
gleiteten minderjährigen 
anerkannten Asylberechtig-
ten, Personen mit Internati-
onalem Schutz oder im Re-
settlement Aufgenommene 

nein  § 36 Abs. 1 AufenthG 

§ 36 Abs. 2  
AufenthG 

AE für sonstige Familienan-
gehörige bei Vorliegen ei-
ner außergewöhnlichen 
Härte 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen mög-
lich 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 AufenthG 

§ 36a AufenthG AE für Familienangehörige 
von Personen mit subsidiä-
rem Schutz 

nein  § 36a Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz AufenthG 
§ 36a Abs. 2 Satz 4 AufenthG 
 
„Integrationsaspekte“ können berücksichtigt 
werden. 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 7 – Besondere Aufenthaltsrechte 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 37 Abs. 1 
 AufenthG 

AE für Rückkehrberechtigte ja Ermessen im Falle von Zwangsehe im 
Ausland  

§ 37 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 
§ 37 Abs. 2a AufenthG 

§ 37 Abs. 4  
AufenthG 

Verlängerung der AE für Rück-
kehrberechtigte 

nein  § 37 Abs. 4 AufenthG 

§ 37 Abs. 5  
AufenthG 

AE für Rückkehrberechtigte bei 
deutschem Rentenbezug 

In der Regel: Ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 AufenthG 

§ 38 AufenthG NE oder AE für ehemalige 
Deutsche 

In der Regel: ja Absehen in besonderen Fällen möglich § 38 Abs. 3 AufenthG 

§ 38a AufenthG AE für in einem anderen Uni-
onsstaat langfristig Aufent-
haltsberechtigte 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 AufenthG  
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Sonstige Aufenthaltspapiere 
Art des Papiers 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 81 Abs. 3 Satz 
1 AufenthG 

Fiktionsbescheinigung („Er-
laubnisfiktion“) 

nein  Die tatsächliche Erteilung des beantragten 
Aufenthaltstitels kann von der Lebensunter-
haltssicherung abhängig sein. Dies ist ab-
hängig von den jeweiligen Regelungen des 
beantragten Aufenthaltstitels. 

§ 81 Abs. 3 Satz 
2 AufenthG 

Fiktionsbescheinigung („Dul-
dungsfiktion“) 

Nein 

 
 Die allgemeinen Erteilungsvoraussetzungen 

von § 5 gelten nicht für die Erteilung einer 
Duldung und daher auch nicht für die Ertei-
lung einer Duldungsfiktion. 

§ 81 Abs. 4 Auf-
enthG 

Fiktionsbescheinigung („Fort-
geltungsfiktion“) 

nein 
 

 Die tatsächliche Verlängerung des bean-
tragten Aufenthaltstitels kann von der Le-
bensunterhaltssicherung abhängig sein. 
Dies ist abhängig von den jeweiligen Rege-
lungen des beantragten Aufenthaltstitels. 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Sonstige Aufenthaltspapiere 
Art des Papiers 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 60a AufenthG 
§ 60b AufenthG 

Duldung Nein  Die allgemeinen Erteilungsvoraussetzun-
gen von § 5 AufenthG gelten nicht für die 
Erteilung einer Duldung. Lediglich bei der 
Erteilung einer Ermessensduldung nach § 
60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG kann die Le-
bensunterhaltssicherung berücksichtigt 
werden. 

§ 60c AufenthG Ausbildungsduldung Nein  Die allgemeinen Erteilungsvoraussetzun-
gen von § 5 AufenthG gelten nicht für die 
Erteilung einer Duldung. 

§ 60d AufenthG Beschäftigungsduldung Ja, aus Erwerbstätigkeit nein § 60d Abs. 1 Nr. 5 AufenthG.  
 
Lebensunterhaltssicherung bezieht sich 
nur auf die konkrete Person und nicht auf 
die Bedarfsgemeinschaft. 

§ 55 AsylVfG Aufenthaltsgestattung Nein 

 
 Die allgemeinen Erteilungsvoraussetzun-

gen von § 5 AufenthG gelten nicht für die 
Erteilung einer Aufenthaltsgestattung. 

§ 63a AsylG „Ankunftsnachweis / BÜMA“ nein  Die allgemeinen Erteilungsvoraussetzun-

gen von § 5 AufenthG gelten nicht für die 

Erteilung einer Aufenthaltsgestattung und 

damit auch nicht für die Erteilung eines 

Ankunftsnachweises / BÜMA. 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

 

Freizügigkeitsgesetz: Aufenthaltskarte für Familienangehörige von Unionsbürger*innen 
Art des Papiers 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 5 FreizügG Aufenthaltskarte für freizügig-
keitsberechtigte Familienange-
hörige von Unionsbürger*in-
nen 

In der Regel: nein Nur für Familienangehörige von Unionsbür-
ger*innen mit einem Freizügigkeitsrecht als 
Nicht-Erwerbstätige sind ausreichende Existenz-
mittel und Krankenversicherungsschutz Voraus-
setzung. 

§ 3 Abs. 1 Satz 2 FreizügG, § 4 Frei-
zügG 

Für Familienangehörige in absteigender Linie, 
die älter sind als 20 Jahre, sowie für Familienan-
gehörige in aufsteigender Linie muss ein Teil des 
Lebensunterhalts als Unterhalt geleistet werden 

§ 3 Abs. 2 Nr. 2 FreizügG 

§ 4a FreizügG Daueraufenthaltskarte für Fa-
milienangehörige von Unions-
bürger*innen 

In der Regel: nein Nur für Familienangehörige von Unionsbür-
ger*innen mit einem Freizügigkeitsrecht als 
Nicht-Erwerbstätige sind ausreichende Existenz-
mittel und Krankenversicherungsschutz Voraus-
setzung. 
 

Nach Erwerb des Daueraufent-
haltsrechts ist die Lebensunter-
haltssicherung nicht mehr von Re-
levanz.  

Für Familienangehörige in absteigender Linie, 
die älter sind als 20 Jahre, sowie für Familienan-
gehörige in aufsteigender Linie muss ein Teil des 
Lebensunterhalts als Unterhalt geleistet werden 

Nach Erwerb des Daueraufent-
haltsrechts ist die Unterhaltszah-
lung nicht mehr von Relevanz. 
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